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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Fuchs, Dr. Gölter, 

Frau Benedix, Dr. Hornhues, Hussing, Dr.-Ing. Oldenstadt, Dr. Probst, 

Dr. Schäuble, Schmidt (Wuppertal) und der Fraktion der CDU/CSU 
-Drucksache 7/5758- 

betr. soziale Lage der Studenten und Bundesausbiidungsförderungsgesetz 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft - MB/II A 4 - 
0104 - 6 - 91/76 hat mit Schreiben vom 29. September 1976 die 
Kleine Anfrage im Einvernehmen mit den Bundesministern der 
Finanzen sowie für Jugend, Familie und Gesundheit wie folgt 
beantw ortet; 


1. In ^cher Höhe sind in der mittelfristigen Finanzplanung des 

Bundes für die Leistungen nach dem Bundesausbildungsförde- 
rungsges Mittel für eine Anpassung der Bedarfssätze und 
Freibeträg» sowie der Vomhundertsätze und Höchstbeträge 
nach § 21 \ 2 BAföG im Jahre 1977 vorg^ -^hen (absoluter 

Betrag und Vc hundertsatz im Verhältnis zu dei* Aufwendun- 
gen 1976)? 

2. Von welchem Zeitpu. \t im Laufe des Jahres 1977 stehen in der 
mehrjährigen Finanzpx nung danach Mittel für eine Anpassung 
zur Verfügung? Um we '■^en Vomhundertsatz können Bedarfs- 
sätze und Freibeträge sowie die Vomhundertsätze und Höchst- 
beträge nach § 21 Abs. 2 BAföG angehoben werden, (ggf. ist der 
Vomhundertsatz zu unterschiedlichen Terminen anzugeben)? 

3. Werden die zur Verfügung stehenden Mittel ausreichen, um 
die seit der Anpassung im Herbst 1974 bis zum Zeitpunkt der 
Anpassung im Jahr 1977 eingetretenen bzw. eintretenden Le- 
benshaltungskostensteigerungen auszugleichen? Von welchem 
Steigerungsprozentsatz geht die Bundesregierung aus? Welche 
Annahmen legt sie dabei zugrunde? 

4. Sieht die Bundesregierung einen Anlaß, und gegebenenfalls 
welchen, die nach der mehrjährigen Finanzplanung zur Verfü- 
gung stehenden Beträge zu verändern? Welche Veränderungen 
sind gegebenenfalls beabsichtigt? 

Die Bundesregierung nimmt die Kleine Anfrage zum Anlaß, 
nochmals das gesetzlich vorgeschriebene und sachlich angemes- 
sene Verfahren darzustellen, das einer Überprüfung und Anpas- 
sung der Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungs- 
gesetz (BAföG) unter Berücksichtigung der sozialen Lage nicht 
nur der Studenten, sondern auch der Schüler und ihrer Familien 
zugrundezulegen ist. Die Bundesregierung kann mit der Darle- 
gung dieses Verfahrens nicht das Verfahren selbst oder seine 
Ergebnisse vorwegnehmen und Entscheidungen treffen, die 


Druck: Thenäe Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/5771 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


unter Beteiligung der Länder, sachverständiger Organisationen 

und der Betroffenen vorzubereiten und abzuwägen sind. 

a) § 35 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes lautet wie 
folgt: 

„Die Bedarfssätze, Freibeträge sowie die Vomhundertsätze 
und Höcbstbeträge nach § 21 Abs. 2 sind alle zwei Jahre zu 
überprüfen und durch Gesetz gegebenenfalls neu festzuset- 
zen. Dabei ist der Entwicklung der Einkommensverhältnisse 
und der Vermögensbildung, den Veränderungen der Lebens- 
haltungskosten sowie der finanzwirtschaftlichen Entwicklung 
Rechnung zu tragen. Die Bundesregierung hat hierüber dem 
Deutschen Bundestag zu berichten." 

Das Haushaltsstrukturgesetz vom 18. Dezember 1975, das 
von Bundestag und Bundesrat einstimmig verabschiedet 
worden ist, bestimmt zum Termin der Vorlage des Berichts: 
„Die nach § 35 BAföG für das Jahr 1975 vorgeschriebene 
Überprüfung erfolgt im Jahre 1976." 

Der erste Bericht gemäß § 35 BAföG (Drucksache 7/1440), der 
Vorschläge für die 1974 erfolgte Anpassung der Bedarfssätze 
und Freibeträge enthielt, wurde am 13. Dezember 1973 vor- 
gelegt. Daraus ergibt sich, daß der um ein Jahr verschobene 
2. Bericht gemäß § 35 zum Ende des Jahres 1976 zu erstatten 
und mit Anpassungs Vorschlägen für 1977 zu versehen ist. 
Darauf hat die Bundesregierung bereits in ihrer Antwort auf 
die Kleine Anfrage der CDU/CSU zur sozialen Lage der 
Studenten (Drucksache 7/5687) hingewiesen. Je näher der 
Termin der Erstattung des Berichts an den vorzuschlagen- 
den Anpassungsvorgang heranrückt, desto besser sind die 
Möglichkeiten zur Einbeziehung aller Faktoren, die für Ter- 
min, Höhe und Struktur der Anpassung entscheidend sind. 
Dazu gehören u. a. die Ergebnisse der 8. Sozialerhebung des 
Deutschen Studentenwerks sowie die Daten über die zahlen- 
mäßige Entwicklung an Schulen und Hochschulen im Förde- 
ningsbereich seit Beginn des neuen Schul- bzw. Studienjah- 
res. Die Fragestellung der Opposition zu diesen Faktoren in 
diesem Zeitpunkt übergeht die vom gesetzlich vorgesehenen 
Verfahren wie von den sachlichen Voraussetzungen her 
gegebenen Bedingungen für eine verantwortliche Politik bei 
sozial- und finanzpolitisch bedeutsamen Entscheidungen. 

Die Bundesregierung hält es für eine vordringliche Aufgabe 
des 8. Deutschen Bundestages, alsbald die notwendigen ge- 
setzgeberischen Schritte zur Anpassung der Leistungen nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz vorzunehmen. Sie 
wird fristgerecht mit dem Bericht nach § 35 alle für die Ent- 
scheidung maßgeblichen Daten auswerten und vorlegen. 

b) Die Bundesregierung hat anläßlich ihrer Beschlüsse zum 
Haushaltsstrukturgesetz und zur mittelfristigen Finanzpla- 
nung bis 1979 bereits im September 1975 Voraussetzungen 
dafür geschaffen, daß im Jahre 1977 eine Anpassung der 
Förderungsleistungen nach dem BAföG vorgenommen wer- 
den kann, die die Entwicklung der Lebenshaltungskosten 
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und eine Reihe sozialer Faktoren einbezieht und der finanz- 
wirtschaftlichen Entwicklung in Bund und Ländern Rechnung 
trägt. 

Der Haushaltsansatz für das BAföG im Einzelplan 31 für das 
laufende Jahr beträgt 1800 Mio DM. 

Die in der Finanzplanung vorgesehenen Beträge enthalten 
Mittel für eine Anpassung der Bedarfssätze und Freibeträge 
sowie der Vomhundertsätze und Höchstbeträge nach § 21 
Abs. 2 BAföG im Jahre 1977. 

Wie sich aus den bereits genannten Voraussetzungen - ins- 
besondere aus der noch nicht festliegenden Auswirkung der 
Umstellung auf ein neues Schul-, Studien- und Bewilligungs- 
jahr ab Herbst 1976 - ergibt, trägt eine Aufteilung des Ge- 
samtbetrages in Beträge für Beibehaltung des Leistungs- 
niveaus und für Anpassung dem Leistungsrecht nicht Rech- 
nung. Die Berechnung der Gesamtaufwendungen für das 
BAföG unter Berücksichtigung von Vorschlägen der Bundes- 
regierung für eine Anpassung werden vielmehr auf dem vor- 
geschriebenen Wege mit der Vorlage einer entsprechenden 
Novelle erfolgen, die auf dem bereits erwähnten Bericht 
nach § 35 BAföG fußen wird. 

c) Bei der Prüfung der Notwendigkeiten und Möglichkeiten 
für eine Anpassung der Leistungen nach dem BAföG haben 
Bundesregierung und Gesetzgeber eine Reihe von Faktoren 
zu berücksichtigen, deren Gewichtung zu differenzierteren 
Antworten führen kann, als die Anfrage der CDU/CSU nahe- 
legt. Neben der Steigerung der Lebenshaltungskosten und 
der allgemeinen Entwicklung der Einkommen ist jedenfalls 
das Datenmaterial auszuwerten, das der Bundesregierung 
mit der umfangreichen 8. Sozialerhebung des Deutschen 
Studentenwerfcs zur Verfügung stehen wird. Unter Prüfung 
der Erfahrungen der Länder und der Hochschulen und unter 
Einbeziehung der Empfehlungen des Beirats für Ausbil- 
dungsförderung beim Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft ist zu entscheiden, wann und in welcher Form eine 
Anpassung der Bedarfssätze und Freibeträge vorzusehen ist, 
um im Rahmen der in § 35 BAföG genannten Bedingungen 
die soziale Wirksamkeit des Gesetzes zu erhalten. Termin 
und Höhe der Anpassung sind dabei nicht voneinander un- 
abhängig. Da nach § 35 die Anpassung für zwei Jahre gilt, 
sind die finanziellen Auswirkungen des Zeitpunktes und der 
Höhe der Anpassung nicht nur für 1977 zu prüfen. Dabei 
kommt es entscheidend auch auf die Auffassungen der Län- 
der an, die 35 v. H. der Aufwendungen zu tragen haben. Bei 
der Prüfung sind ferner Bedarfssätze und Freibeträge einzeln 
zu untersuchen und die Bedingungen der einzelnen Bildungs- 
einrichtungen einzubeziehen. 

d) Die Bundesregierung muß in jedem Fall bei der nach Prü- 
fung aller Faktoren vorzusehenden Lösung eine Abstim- 
mung mit dem noch zu beschließenden Entwurf für den 
Bundeshaushalt 1977 und der Finanzplanung bis 1980 her- 
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beiführen. Die Bundesregierung sieht daher keinen Anlaß, 
über Veränderungen der Finanzplanung für das BAföG 
vorab isolierte Aussagen vorzunehmen. 


5. Mit welcher Steigerung der Auszubildenden in förderungsfähi- 
gen Ausbildungen rechnet die Bundesregierung aufgrund des 
Appels des Bundeskanzlers, die Hochschulen stärker zu öffnen? 
Mit welchen Mehraufwendungen auf dem Gebiet der individuel- 
len Förderung rechnet die Bundesregierung? Stehen die Mittel in 
der mehrjährigen Finanzplanung in den Jahren 1977 bis 1979 
zur Verfügung? 

Die Bundesregierung hält es für ihre selbstverständliche Pflicht, 
die von ihr geforderte und inzwischen auch durchgesetzte Poli- 
tik der Öffnung der Hochschulen durch flankierende Maßnah- 
men auch sozial abzusichern. Sie hat sich in ihrer Finanzpla- 
nung für das BAföG von vornherein nicht von einer restrikti- 
ven Zulassungspolitik leiten lassen. Im übrigen ist darauf hin- 
zuweisen, daß mit der Öffnungspolitik nicht, wie in der Frage 
vorausgesetzt, nennenswerte Mehraufwendungen für die Aus- 
bildungsförderung insgesamt verbunden sind. Bewerber mit 
Hochschulreife, die infolge einer Verschärfung des Numerus 
Clausus im Fach ihrer Wahl nicht zum Zuge gekommen wären, 
hätten nach aller Erfahrung in keinem Falle auf eine Ausbil- 
dung verzichtet. Sie hätten entweder ein Studium im Fach 2. 
oder 3. Wahl aufgenommen oder nach einer Ausbildung außer- 
halb der Hochschulen, aber ebenfalls in dem nach dem BAföG 
geförderten Bereich gesucht. Der Abbau des Numers Clausus 
soll im übrigen auch mit einer Reform der Studien und der 
Verkürzung der Verweilzeiten an den Hochschulen einher- 
gehen und unnötige Kosten einsparen helfen. 


6. Stehen in der mehrjährigen Finanzplanung Mittel zur Verfü- 
gung, um Ausbildungsförderung nach dem Bundesausbildungs- 
förderungsgesetz auch den Schülern im Berufsgrundschuljahr zu 
leisten? Wenn ja, in welcher Höhe? 

Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß seit dem 1. Januar 1975 
ein Teil der Schüler der Klasse 10 von weiterführenden allge- 
meinbildendeb Schulen und Berufsfachschulen, zu denen förde- 
rungsrechtlich auch das Berufsgrundschuljahr gehört, in den 
Förderungsbereich des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
einbezogen ist. Betroffen sind die Auszubildenden, die von der 
Wohnung der Eltern aus eine entsprechende zumutbare Aus- 
bildungsstätte nicht erreichen können und deshalb auswärts 
untergebracht sein müssen. 

Die Zahl der hiernach geförderten Schüler des Berufsgrund' 
Schuljahres ist zwar relativ gering; begünstigt sind aber gerade 
die Schüler, die nur unter besonders hohen Aufwendungen ein 
Berufsgrundschuljahr durchführen können und darum staat- 
licher Förderung besonders bedürfen. 

Die Einbeziehung des gesamten Berufsgrundschuljahres würde 
in jedem Fall erhebliche Mittel erfordern. Bevor gesetzgebe- 
rische Schritte in dieser Richtung unternommen werden, hält es 


4 



Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/5771 


die Bundesregierung für geboten, alle damit zusammenhängen- 
den Fragen unter systematischen und finanzpolitischen Ge- 
sichtspunkten untersuchen zu lassen. Diese Aufgabe ist auf 
Vorschlag der Bundesregierung einer durch Beschluß der Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung gebildeten Arbeits- 
gruppe aus Vertretern der Verwaltungen von Bund und Län- 
dern und von unabhängigen Wissenschaftlern zugewiesen wor- 
den, die zur Zeit mit der Analyse des Gesamtzusammenhangs 
zwischen dem Bundesausbildungsförderungsgesetz und der 
Finanzierung des Hochschulbereichs befaßt ist. Bevor die Ergeb- 
nisse dieser Untersuchung vorliegen, hält es die Bundesregie- 
rung für verfrüht, sich zu diesem Problem zu äußern. 


7. Um welchen Prozentsatz hat sich der (maximale) Forderungs- 
betrag seit Verabschiedung des Bundesausbildungsförderungs- 
gesetzes erhöht, und wie hoch belaufen sich die kumulierten 
Preissteigerungen in diesem Zeitraum? 


Der höchste pauschale Förderungsbetrag für Studenten an Hö- 
heren Fachschulen, Akademien und Hochschulen ist seit dem 
Inkrafttreten des Bundesausbildungsförderungsgesetzes am 
1. September 1971 bis zur Gegenwart von 420 DM auf 550 DM, 
d. h. um 130 DM oder um 31 Prozent gestiegen. Die Preissteige- 
rungen im gleichen Zeitraum liegen um etwa 4 Prozent höher. 


8. Welche Gründe kann die Bundesregierung dafür anführen, daß 
es keine abgestimmte Regelung zwischen Ausbildungsförderung 
und Familienlastenausgleich für die Zeit zwischen Abitur und 
Studium gibt, und hält sie es insbesondere angesichts der 
Schwierigkeit, eine kurzfristige Beschäftigung aufzunehmen, für 
vertretbar, daß für diese Zeit keine Ausbildungsfördenmg 
gezahlt wird? 

Durch das Gesetz zur Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 
und des Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung vom 
18. August 1976 (Bundesgesetzbl. I S. 2213) wurde der Leistungs- 
bereich des Bundeskindergeldgesetzes mit Wirkung vom 1. Sep- 
tember 1976 dahin erweitert, daß ein Anspruch auf Kindergeld 
auch für Kinder besteht, die das 18., aber noch nicht das 23. Le- 
bensjahr vollendet haben, wenn sie 

1. eine Berufsausbildung mangels Ausbildungsplatzes nicht 
beginnen oder fortsetzen können oder 

2. nicht erwerbstätig sind 

und weder Arbeitslosengeld noch Arbeitslosenhilfe beziehen 
und der Arbeitsvermittlung zur Verfügung stehen. 

Diese neue Regelung begünstigt auch Eltern, deren Kinder nicht 
unmittelbar den nächsten Ausbildungsabschnitt beginnen kön- 
nen. Auch das Bundesausbildungsförderungsgesetz enthält eine 
in diese Richtung, wenn auch nicht so weit gehende Bestim- 
mung. Danach wird Ausbildungsförderung auch für den Monat 
geleistet, der zwischen dem Ende eines Ausbildungsabschnitts 
und dem Beginn eines anderen (z. B. zwischen Gymnasium und 
Hochschule) liegt. Eine ähnlich weitgehende Regelung, wie sie 
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nunmehr das Bundeskindergeldgesetz vorsieht, auch in das 
Bundesausbildungsförderungsgesetz einzuführen, wäre wegen 
des erheblichen Unterschieds der beiden Leistungsbereiche pro- 
blematisch. Während nämlich das Kindergeld allgemein als 
Hilfe für die Eltern zur Deckung des Lebensunterhalts ihrer 
Kinder gedacht ist, ist die Ausbildungsförderung eine spezifisch 
ausbildungsbezogene Leistung, die nach der Systematik des Ge- 
setzes nur erbracht wird, wenn eine nach dem Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz förderungsfähige Ausbildung tatsäch- 
lich durchgeführt wird. Dem entspricht die Bestimmung des Ge- 
setzes, daß der Förderungsbetrag zu erstatten ist, wenn an kei- 
nem Tag eines Kalendermonats, für den Ausbildungsfördenmg 
geleistet wurde, eine Ausbildung durchgeführt worden ist. In der 
Zeit zwischen Reifeprüfung und dem Beginn der Hochschulaus- 
bildung findet keine Ausbildimg statt; damit ist auch kein Lei- 
stungsgrund nach diesem Gesetz gegeben. 



